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Innsbruck – Dass die Tiroler
Gemeinden nach mehr als
60 Jahren wieder über ihr Ge-
meindegut verfügen können,
verdanken sie vor allem dem
ehemaligen Leiter der Ag-
rarbehörde in der Landesre-
gierung Josef Guggenberger.
Sein Bescheid zu Mieders am
9. November 2006 führte zwei
Jahre später, am 11. Juni 2008,
zur richtungsweisenden Ent-
scheidung des Verfassungsge-
richtshofs. Bekanntlich wur-
den seinerzeit Gemeindewald
und Grundstücke mit dem Se-
gen der Agrarpolitik und der
Behörden in den 1950er- und
1960er-Jahren an bäuerliche
Agrargemeinschaften über-
tragen. Vielfach erzielten die
Agrargemeinschaftsmitglieder
durch Verpachtungen, Schot-

ter- und Holzverkauf oder die
Errichtung von Wirtschafts-
betrieben auf Basis des ehe-
maligen Gemeindeguts große
finanzielle Vorteile.

Anfang der 2000er-Jahre
begann es jedoch in mehre-
ren Gemeinden zu brodeln.
Bürgermeister wie Peter Ried-
mann aus Lans sahen es nicht
mehr ein, dass Gemeinden für
kommunale Infrastrukturvor-
haben zu Bittstellern bei den
Agrargemeinschaften degra-
diert wurden; obwohl es sich
um Flächen handelte, die einst
den Gemeinden gehört hatten.
Doch es dauerte. Josef Guggen-
berger erkannte die Schieflage,
nicht weniger als „13 Berichte
hatte ich zu diesem Thema –
über Jahre gehend, rechtlich
gut argumentiert und jeweils

gespickt mit praktischen Fäl-
len – an meine Vorgesetzten
geschickt“. Gemeinsam mit
dem damaligen Vorstand der
Gemeindeabteilung, Helmut
Praxmarer, der seine Position

teilte, klopfte Guggenberger
auch bei Ex-LH Herwig van
Staa (VP) an. Vergeblich.

In Mieders eskalierte der
Agrarstreit und Guggenber-
ger verfasste den weitrei-

chenden Bescheid: Erstmals
entschied die Agrarbehörde,
dass Überschüsse aus bereits
vorhandenen oder „neuen
wirtschaftlichen Betätigun-
gen der Agrargemeinschaft“,
die nicht im Zusammenhang
mit der Holz- und Weidebe-
wirtschaftung stehen, die Ge-
meinde Mieders erhält. Der
Verfassungsgerichtshof folgte
im Juni 2008 dieser Argumen-
tation. Das Gemeindegut sei
nie erloschen und stehe heute
atypischerweise im gemeinsa-
men Eigentum von Gemeinde
und Agrargemeinschaft. Die
seinerzeitigen Übertragun-
gen seien offenkundig verfas-
sungswidrig gewesen, hieß es.

„Dann ging die mediale Be-
richterstattung los. Mir war
auch klar, und davor hatte ich

schon Angst, dass ich mei-
nen Job verlieren könnte. Un-
geachtet dessen, ich konnte
nicht mehr anders“, erinnert
sich Guggenberger. Wenige
Wochen später reichte er sein
Pensionsgesuch ein – aus ge-
sundheitlichen Gründen. Vier
Jahre später klagte er das Land
auf 136.000 Euro. Guggenber-
ger legte ein Gutachten über
seine seinerzeitige Verfassung
vor, weil er „gemobbt“ worden
sei, wie er sagte. Letztlich er-
folgte ein Vergleich.

In den Jahren danach hat
Guggenberger den Gemein-
deverband beraten. Ohne sei-
ne Expertise und politischen
Druck von Liste Fritz, SPÖ
und Grünen wäre das Agra-
runrecht wohl nicht beseitigt
worden. (pn)

Gegen den politischen Strom und das Agrar-Unrecht
Ehemaliger Leiter der Agrarbehörde Josef Guggenberger löste Umdenken in Agrargemeinschaftsfrage und das Höchstgerichtsurteil aus.

Lange blieben seine Warnungen ungehört. Mit dem Bescheid zu Mieders setz-
te Josef Guggenberger jedoch einen Paukenschlag mit Folgen. Foto: Riedler

In Tirol ist zu viel Bauland (3000 Hektar) gewidmet. Weil zu wenig mobilisiert bzw. spekuliert wird, explodieren die Grundstückspreise. Foto: Wodicka

Tratter gegen Denkverbote
in der Baulandpolitik

Von Peter Nindler

Innsbruck – Die Herausfor-
derungen sind groß, die bis-
herigen Maßnahmen der
schwarz-grünen Landesregie-
rung bescheiden. Die Mobili-
sierung von rund 3000 Hektar
Bauland gelingt nicht, für die
Chaletdörfer – mehr als 20
sind in Tirol geplant bzw. im
Bau – ist der Bodenverbrauch
enorm. Bei den rund 16.200
genehmigten und noch ein-
mal 10.000 nicht erlaubten
Freizeitwohnsitzen steht das
Land an und es werden nach
wie vor zu viele Einkaufszen-
tren genehmigt. Die Entwick-
lung des Landes, die Wid-
mungs- und Bodenpolitik
rücken deshalb bei der heuti-
gen Raumordnungskonferenz
in den Mittelpunkt. Gemein-
deverband, Interessenvertre-
ter, Politik und Rechtsexper-
ten diskutieren im Landhaus
über die künftige Raumord-
nungspolitik mit Blickwinkel
auf leistbares Wohnen.

In der Landesregierung
machte zuletzt Landeshaupt-
mann Günther Platter (VP)
Druck, Montag vor einer Wo-
che kam es zu einem ersten
internen Vorgespräch mit Ge-

meinde- und Raumordnungs-
referent LR Johannes Tratter
(VP) sowie LHStv. Josef Geis-
ler (VP). Der Spekulation mit
Grund und Boden sowie dem
massiven Flächenverbrauch
soll ein Riegel vorgeschoben
werden. Aber wie?

Im Raum stehen Regulie-
rungen, dazu eine Zweit-
wohnsitzabgabe. Bauland-
mobilisierung, leistbares
Wohnen, Freizeitwohnsitze,
Beherbergungsbetriebe/Cha-
letdörfer und Einkaufszent-
ren sollen intensiv beleuchtet
werden. Neue Flächenober-
grenzen für Chaletdörfer
und Bebauungspflichten für

Grundstücke dürften in die
Überlegungen miteinbezo-
gen werden.

Hinsichtlich der Bauland-
mobilisierung wartete zuletzt
der Verfassungsrechtsexperte
Heinz Mayer mit einer inter-
essanten Aussage auf: In der
Frage des Einsatzes härterer
Maßnahmen – etwa gegen
ein Horten oder Spekulieren
mit Bauland – gehe es immer
um eine Abwägung zwischen
den Rechten privater Eigen-
tümer und öffentlichen Inte-
ressen, wird er von der APA
zitiert. „Enteignet werden
darf, wenn es ein ganz drin-
gendes Bedürfnis an Bauland
gibt und es keine anderen zi-
vilrechtlichen Möglichkeiten
einer Einigung gibt“, sagt er.
So müsse sich etwa eine Ge-
meinde schon erst um einen
Kauf einer Fläche bemühen.
Gebe es in einer Region zu
viele ungenutzte Flächen, so
könnte es vielleicht doch ein
erhebliches öffentliches Inte-
resse geben, diese dem Bauen
zuzuführen.

LR Hannes Tratter erwar-
tet sich konstruktive Dis-
kussionen und ist offen für
Vorschläge und Ideen der
Teilnehmer am Diskussi-

onsforum „Raumordnung“.
Es dürfe keine Denkverbote
geben, dafür sei das Thema
Raumordnung zu wichtig und
zu essenziell für die Zukunft
unserer Landes. „Die Experti-
sen und gegebenenfalls auch
weiteren Vorschläge bilden
dann die Grundlage für ei-
nen Grundsatzbeschluss, den
wir in der Landesregierung
noch vor dem Sommer fassen
werden“, kündigt Tratter an.
Dieser solle die Weiterent-
wicklung der Raumordnung
vorgeben und allen voran den
Herausforderungen wie Frei-
zeitwohnsitzen, Chaletdör-
fern und leistbarem Wohnen
Rechnung tragen.

Ein Schlüssel für leistbares
Wohnen ist die Vertragsraum-
ordnung mit festgelegten
Grundstückspreisen für den
sozialen Wohnbau. Um Bau-
land zu mobilisieren, könnten
die vorzeitigen Erschließungs-
kosten für Bauland verpflich-
tend vorgeschrieben werden.
Darüber hinaus sollen die
Gemeinden künftig alle zwei
Jahre dem Land Widmungs-
bilanzen vorlegen. Freiwillige
Rückwidmungen von nicht
benötigtem Bauland sind
ebenfalls eine Denkvariante.

Raumordnungskonferenz soll heute Richtung vorgeben. Verfassungsexperte
Mayer: Bauland fürs Wohnen notfalls auch mit Enteignung mobilisieren.

„ Es darf keine
Denkverbote

geben, dafür ist das
Thema Raumordnung
zu wichtig.“

LR Johannes Tratter/VP
(Raumordnung) Foto: Böhm

In VP brodelt es:
Wolf dementiert
AAB-Boykott

Innsbruck – Zuerst wurde am
Donnerstag mit den bündi-
schen Obleuten der ÖVP und
Klubchef Jakob Wolf über die
Mindestsicherung diskutiert.
Danach wollte der Obmann
desBundes-AABundKlubchef
im Parlament, August Wögin-
ger, die Tiroler ÖVP-Spitzen
auf die Reformen der türkis-
blauen Bundesregierung u. a.
bei den Sozialversicherungen
und der Allgemeinen Unfall-
versicherungsanstalt ein-
schwören. Schließlich gibt es
in den westlichen Bundes-
ländern seit Wochen massi-
ve Vorbehalte. Auch deshalb,
weil einzig in Vorarlberg und
Tirol die Arbeiterkammern
schwarz und demnach auch
die Gebietskrankenkassen
von ÖVP-Vertretern dominiert
werden.

Beim Info-Austauch über
die Mindestsicherung war
AAB-Obfrau LR Beate Palfra-
der noch dabei, im Klub – mit

Bundes- und Nationalräten
sowie den Geschäftsführern
der Bünde – blieben dann
einige Sitzplätze frei. Neben
Palfrader versäumten noch
ihre AAB-Geschäftsführerin
Tanja Rupprecht, LA Heinz
Kirchmair, LA Martina Nowa-
ra und LA Sophia Kircher – al-
le Arbeitnehmerbund – das
Impulsreferat samt Ausspra-
che mit Wöginger. Palfrader,
Rupprecht und Kirchmair
zählen nicht nur zur AAB-
Führungsriege, sondern zum
engsten Kreis um Arbeiter-
kammerpräsident Erwin Zan-
gerl. Und der ist bekanntlich
wegen der Sozialversicherun-
gen nicht besonders gut auf
Wöginger zu sprechen.

Jetzt legt Zangerl dem Ober-
österreicher sogar nahe, auf
eine Funktion zu verzichten:

entweder auf den AAB- oder
den Klubobmann. Dass aus-
gerechnet die AAB-Spitzen ih-
rem Bundesobmann die kalte
Schulter gezeigt haben, sorgt
in der ÖVP seit Donnerstag
für Spekulationen. Offen wird
bereits von einem Boykott
gegenüber Wöginger gespro-
chen, zumal es im Tiroler AAB
die schärfsten Kritiker der
türkis-blauen Bundesregie-
rung gibt.

Andere ÖVP-Funktionäre
haben bereits das Wort „Af-
front“ auf ihren Lippen und
werfen dem AAB vor, den Bo-
genendgültigzuüberspannen.
Unter den Bünden herrscht
jedenfalls ziemliche Anspan-
nung. ÖVP-Klubchef Jakob
Wolf versucht den Ball flach zu
halten. „Von wegen Boykott.
Die Betreffenden haben sich
entschuldigt, weil sie teilweise
im Urlaub waren.“ Der Klub
habe über 50 Mitglieder, da
würden immer einige fehlen.
Palfrader sei schließlich beim
Gespräch über die Mindest-
sicherung dabei gewesen, da-
nach habe sie großen Termin-
druck gehabt, fügt Wolf hinzu.
„Außerdem waren viele AAB-
Funktionäre am Donnerstag
dabei.“ (pn)

Bei der Aussprache im ÖVP-Landtagsklub
mit Parlamentsklubobmann August

Wöginger fehlte just die Tiroler VP-Arbeit-
nehmerspitze um LR Beate Palfrader.

Palfrader hatte Termindruck.

Wolf: kein Boykott. Fotos: Böhm
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